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1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen entsprechend des Baugesetzbuchs i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist (§ 9 
BauGB i. V. m. §§ 1 – 23 BauNVO) 

 
 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 - 15 BauNVO) 
 

1.1.1  Baugebiet (§ 1 Abs. 3 BauNVO) 
 

WA Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO. 

1.1.2  Ausschluss bestimmter Arten von ausnahmsweise zulässigen Nutzungen im WA (§ 9 Abs. 1 
BauGB i. V. m. § 1 Abs. 6 BauNVO) 

 
Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen i. S. v. § 4 Abs. 3 Nr. 1, 
3, 4 und 5 BauNVO nicht zulässig. 

 
1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird für das Baugebiet gemäß § 16 Abs. 3 BauNVO durch eine 
Grundflächenzahl, eine Geschossflächenzahl und die Zahl der Vollgeschosse festgelegt. 

1.2.1  Grundflächenzahl (GRZ) (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO i. V. m. § 19 BauNVO) 
 

In dem gemäß Planzeichnung festgesetztem allgemeinen Wohngebiet wird eine maximale Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt [§ 17 Satz 1 BauNVO]. 

 
1.2.2  Geschossflächenzahl (GFZ) (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO i. V. m. § 20 Abs. 2 BauNVO) 

 
In dem gemäß Planzeichnung festgesetztem allgemeinen Wohngebiet wird eine maximale Ge-
schossflächenzahl (GFZ) von 0,8 festgesetzt [§ 17 Satz 1 BauNVO]. 

 
1.2.3  Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO i. V. m. § 20 Abs. 1 BauNVO) 

 
In dem gemäß Planzeichnung festgesetztem allgemeinen Wohngebiet wird eine Zahl von zwei 
Vollgeschossen festgesetzt. 

 
1.3 Bauweise, Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

Für das allgemeine Wohngebiet wird die offene Bauweise festgesetzt [§ 22 Abs. 1 BauNVO]. 

Die Gebäude sind traufseitig zur Straßenbegrenzungslinie hin zu orientieren. 

1.4 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend der Planzeichnung in dem allgemei-
nen Wohngebiet durch Baugrenzen festgesetzt [§ 23 Abs. 1 BauNVO i. V. m. § 23 Abs. 3 BauNVO]. 



3  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend der Planzeichnung in dem allgemei-
nen Wohngebiet an der östlichen Gebäudeseite durch Baulinien festgesetzt [§ 23 Abs. 1 BauNVO 
i. V. m. § 23 Abs. 2 BauNVO]. 

1.5 Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Zwischen Garage und Straßenbegrenzungslinie ist ein Mindestabstand von 5 m einzuhalten. 

1.6 Verkehrsflächen (§9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 

Die Straßenbegrenzungslinie grenzt Straßenverkehrsflächen gegenüber Flächen anderer Nutzung 
ab. 

 
1.7 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege oder zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

 
1.7.1  Außenbeleuchtung 

 
Die Anbringung von Außenbeleuchtung im Bereich des Grundstücks ist so zu realisieren, dass diese 
nach unten abstrahlen und es so zu keinen Lichtemissionen in den westlich gelegenen Grünbestand 
oder in die umliegenden Gärten kommt. Weiterhin ist das Anstrahlen benachbarter Gebäude durch 
die auf dem Grundstück installierte Außenbeleuchtung nicht zulässig. Es sind ausschließlich Full-
Cut-Off-Leuchten zu verwenden, die einen geringen Blaulichtanteil (< 2.700 Kelvin) emittieren. Zur 
Vermeidung einer dauerhaften Beleuchtung wird auf § 21 Abs. 2 BNatSchG verwiesen. 

1.7.2  Glasfassaden 
 

Über-Eck-Verglasungen sind unzlässig. Verglasungen mit einer Fläche ab 0,5 m² sind in vogel-
freundlich auszuführen. Als vogelfreundlich gelten Verglasungen mit dauerhaft wirksamen, außen-
liegenden Kontrastmustern beispielsweise durch keramischen Druck oder Folierung, mit senkrech-
ten 1,5 cm breiten milchigen Streifen bei 10 cm Abstand, eine Folie mit horizontalen 2 mm breiten 
schwarzen Streifen mit einem Abstand von 28 mm oder nicht-spiegelnde farbige bzw. halbtrans-
parente Scheiben. 

 
1.7.3  Nicht überbaute Grundstücksflächen 

Versiegelungen unbebauter Grundstücksflächen jeglicher Art sind mit wasserdurchlässigen Mate-
rialien herzustellen. 

1.7.4  Schutz von Reptilien 
 

Vor Beginn der Bauausführung ist ein Reptilienschutzzaun entlang der westlichen Böschungskante 
herzustellen, um das Einwandern von Reptilien in den Baubereich zu verhindern. Dieser ist erst 
nach Beendigung der Bauausführungen wieder zu entfernen. Die Umsetzung und die regelmäßige 
Kontrolle ist im Rahmen der ökologischen Baubegleitung von einer fachkundigen Person sicherzu-
stellen. Beschädigungen sind umgehend zu beseitigen und der Zaun ist bei wachsender Vegetation 
freizuschneiden. 
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1.7.5  Kleintierpassagen 
 

Grundstückseinfriedungen mittels Zäune sind als kleintierpassierbare Einfriedungen, mit einem Ab-
stand von mind. 10 cm zwischen Boden und Einfriedung auszuführen. 

1.8 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 

Bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthalts-
räumen sind die Außenbauteile entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-1:2018-01, 
"Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen", und DIN 4109-2:2018-01, "Schall-
schutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen", auszubil-
den. Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind im Baugenehmigungsverfahren 
gemäß DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 nachzuweisen. Von dieser Festsetzung 
kann abgewichen werden, wenn zum Zeitpunkt des Baugenehmigungsverfahrens die DIN 4109 in 
der dann gültigen Fassung ein anderes Verfahren für den Schallschutznachweis gegen Außenlärm 
vorgibt. Bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern sind 
schalldämmende Maßnahmen vorzusehen, wenn der Nacht-Beurteilungspegel an den zur Belüf-
tung erforderlichen Fenstern dieser Räume > 40 dB (A) beträgt. Auf dezentrale schallgedämmte 
Lüftungsgeräte für diese Räume kann verzichtet werden, wenn du andere Maßnahmen ein ausrei-
chender und schallgedämmte Luftaustausch gewährleistet ist. Die DIN 4109 kann bei der Stadt-
verwaltung zu den üblichen Öffnungszeiten eingesehen werden. 

 
 

2. Örtliche Bauvorschriften gemäß der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
in der Fassung vom 5. März 2010, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
März 2025 (GBl. 2025 Nr. 25) 

 
 

2.1 Gestaltung der Dächer (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LBO) 
 

In dem gemäß Planzeichnung festgesetztem allgemeinen Wohngebiet sind für die Einzelhäuser 
nur Satteldächer zulässig. 

 
Die Satteldächer werden mit einer Dachneigung von 25° - 35° festgesetzt. 

 
2.2 Anforderungen an die Gestaltung der Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LBO) 

Die maximale Höhe der Einfriedungen des Vorgartens in Richtung der östlichen Grundstücksgrenze 
beträgt 1,2 Meter. Einfriedungen an der südlichen Grundstücksgrenze dürfen eine maximale Höhe 
von 1,8 Meter betragen und sind in Form von Laubgehölzhecken herzustellen. Alternativ ist die 
Errichtung von Einfriedungen zulässig, wenn diese in Laubgehölzhecken integriert beziehungs-
weise durch diese zur öffentlichen Verkehrsfläche hin verdeckt werden. Die Einfriedungen können 
auch in Form Solarmodulen hergestellt werden, wenn diese die angegebenen Höchstmaße nicht 
überschreiten. Die Anforderungen an die Gestaltung der Einfriedungen gelten nicht für Anlagen 
zur Nutzung erneuerbare Energien. 
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2.3 Anforderungen an die Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen (§ 74 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 LBO) 

Unbebaute Grundstücksflächen sind auf ihrer gesamten Fläche zu begrünen, zu bepflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. Zu den begrünten Flächen zählen alle Flächen, die von einem belebten 
Oberboden oder von einem für die Pflanzenkultur geeigneten Vegetationssubstrat bedeckt sind. 
Weiterhin zählen zu den begrünten Flächen alle angesäten, gepflanzten oder von selbst entstan-
denen Pflanzendecken, wie Rasen, Wiesen, flächige Pflanzungen mit Gehölzen und krautigen aus-
dauernden Pflanzen und die Überstellung mit Baumkronen. 

 
Befestigte Flächen aller Art sind auf maximal 50 Prozent der Vorgartenfläche zulässig. Insbeson-
dere werden Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Decken, Steine, Sand, Kiesel- und 
Schotterflächen und ähnliche Flächen sowie Stellplätze, Carports, Garagen und andere Nebenge-
bäude z. B. Mülltonneneinhausungen oder Wärmepumpen den befestigten Flächen zugerechnet. 
Unter Pflanzen gelegene befestigte Flächen im vorgenannten Sinn werden ebenfalls den befestig-
ten Flächen zugerechnet. 

 
Für jeden zusätzlichen Stellplatz, dessen flächige Versiegelung den Versiegelungsanteil von 50 
Prozent innerhalb der Vorgartenfläche überschreitet, ist ein standortgerechter Laubbaum gemäß 
Anlage 2 mit einem Stammumfang von mindestens 16 Zentimetern, gemessen in einer Höhe von 
1Meter, auf der Vorgartenfläche anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Vorgartenfläche darf 
auf diese Weise maximal bis zu 80 Prozent versiegelt werden. Wenn sich Stellplätze zulässiger-
weise im rückwärtigen Bereich des Grundstücks befinden, kann pro bebautes Grundstück jeweils 
eine Grundstückszufahrt mit einer maximalen Breite von 3,5 Metern hergestellt werden. 

Die Vorgartenfläche darf nicht als Arbeitsfläche oder Lagerfläche verwendet werden. 
 
 

3. Hinweise 
 
 

3.1 Wasserversorgung 
 

Wasserversorgungsanlagen sind gemäß § 44 Abs. 4 WG nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik zu errichten, zu unterhalten und zu betreiben. Die ausreichende Versorgung des Plan-
gebietes mit Trink-, Brauch- und Löschwasser ist durch Erweiterung des bestehenden öffentlichen 
Versorgungsnetzes sicher zu stellen. 

3.2 Grundwasserschutz 
 

Um das Versickern von Schadstoffen (Öl, Kraftstoffe, Betriebsstoffe, Reifenabrieb, Löschmittel) in 
Tiefgaragen durch unbeabsichtigt eintretendes Regenwasser, Schmelzwasser aus Schnee oder 
Löschwasser zu vermeiden, empfehlen wir einen wasserundurchlässigen Bodenbelag zu wählen. 
Brunnen und Grundwassermessstellen im Baufeld sind durch Errichtung baulicher Sicherungsein-
richtungen gegen Beschädigung zu schützen. Beschädigungen von Brunnen und Grundwasser-
messstellen sind dem Grundstückseigentümer sowie dem Wasserrechtsamt unverzüglich zu mel-
den und in mindestens gleichwertiger Ausführung zu beheben. 
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Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasserfreilegung zu rechnen ist, 
sind rechtzeitig vor der Ausführung beim Wasserrechtsamt, anzuzeigen. Aktuelle und historische 
Grundwasserstände sind über den Daten und Kartendienst der LUBW http://udo.lubw.baden-
wuerttemberg.de/public/ erhältlich. Direktauskünfte zu Grundwasserständen erteilt das Regie-
rungspräsidium Karlsruhe. Die folgenden Vorhaben sind dem Wasserrechtsamt rechtzeitig vor 
Baubeginn anzuzeigen: 

 
- Entnahme von Grundwasser 
- Bohrungen in den Grundwasserleiter 
- Einbringen von Stoffen (z. B. Beton) ins Grundwasser 

 
Die Anzeige ist dem Wasserrechtsamt formlos mit allen für die Beurteilung notwendigen Unterla-
gen und Angaben vorzulegen. Alle Arbeiten, die sich nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit 
auswirken können, erfordern eine wasserrechtliche Erlaubnis. Hierzu zählen insbesondere Grund-
wasserabsenkungen. Mit den Arbeiten darf nicht vor Erteilung der Erlaubnis begonnen werden. 
Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation oder in Oberflächengewäs-
ser sind nicht erlaubt. Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind die 
Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben unverzüglich einzustellen sowie das Wasserrechts-
amt zu verständigen. Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung 
der Niederschlagswässer sind die Belange der Grundwasserneubildung zu beachten. 

 
Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser, die ein dauerhaftes Vermindern oder Durch-
stoßen von stauenden, das Grundwasser schützenden Deckschichten zur Folge haben, sind nur in 
begründeten Ausnahmefällen und durch den Einsatz von definiertem Filtermaterial (z. B. DiBt-zu-
gelassenes Filtersubstrat, belebte Bodenschicht, carbonathaltiger Sand) möglich. Der Bau und Be-
trieb von Erdwärmesondenanlagen erfordert grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis. Bei 
Planung einer Erdwärmesondenanlage ist frühzeitig mit dem Wasserrechtsamt abzustimmen, ob 
die Anlage erlaubnisfähig ist. 

 
3.3 Niederschlagswasserbewirtschaftung 

Gemäß § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, 
verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Ge-
wässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Maßgebend hierzu ist die Ver-
ordnung des Umweltministeriums über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 
22. März 1999. 

Es wird dabei empfohlen, zunächst den vorhandenen Untergrund auf seine Versickerungsfähigkeit 
hin zu untersuchen. Bei der Bemessung und Gestaltung von Versickerungsanlagen werden auf die 
Leitfäden des Umweltministeriums „Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung" und der 
Landesanstalt für Umweltschutz BW „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in Sied-
lungsgebieten" verwiesen. 

 
Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder in Mulden auf mindestens 
30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grundwasser versickert wird. 

http://udo.lubw.baden/
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Der Abstand zum höchsten Grundwasserstand muss dabei mindestens 1 Meter betragen. Das Ver-
sickern von Niederschlagswasser in unterirdischen Anlagen bedarf einer wasserrechtlichen Erlaub-
nis. Das Pflanzen von Bäumen in Versickerungsmulden ist nicht gestattet. 

 
Soweit eine Versickerung nicht in ausreichendem Maß möglich ist, sollen die anfallenden unver-
schmutzten Niederschlagswässer - vorbehaltlich einer gegebenenfalls erforderlichen wasserrecht-
lichen Genehmigung - zur Verringerung der Abflussspitzen in ausreichend bemessenen Zisternen 
gesammelt und auf dem Grundstück genutzt werden. Nach Möglichkeit sollen diese bewirtschaftet 
werden können. 

Der Überlauf einer Zisterne muss entweder 
 

- über die belebte Bodenzone einer Versickerungsmulde versickert werden, oder 
- an die Kanalisation angeschlossen werden. 

 
Alternativ kann vorbehaltlich der Zustimmung durch das Wasserrechtsamt eine Versickerung 
durch unterirdische Rigolen ausgeführt werden, sofern der Zulauf über ein DIBt-zugelassenes Sub-
strat (z.B. Dachbegrünung mind. 8 cm) erfolgt oder anderweitig gewährleistet ist, dass ein Eintrag 
von Metallen (Kupfer, Blei, Zink) ausgeschlossen ist. 

Die Planung ist mit der Gemeinde und dem Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt 
abzustimmen. 

 
3.4 Starkregenereignisse 

 
Mit Starkregenereignissen (extremen, kaum vorhersehbare und räumlich begrenzte Niederschläge) 
muss gerechnet werden. Es wird empfohlen, Objektschutz zu betreiben und z.B. Untergeschosse 
oder Keller wasserdicht und Öffnungen überflutungssicher auszuführen. Nicht zulässig hingegen 
sind nach § 37 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Maßnahmen, welche den Abfluss zu Lasten 
Dritter verändern. Dazu gehören zum Beispiel die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen 
wie Gartenmauern und Geländeauffüllungen. Es wird darauf hingewiesen, dass Schäden durch 
Starkregenereignisse auch bei entsprechenden Vorkehrungen nicht ausgeschlossen werden kön-
nen. 

 
3.5 Bodenschutz 

 
Seitens der Stadt Hemsbach gibt es keine Hinweise darauf, dass sich Bodenverunreinigungen im 
Plangebiet befinden. Sollten dennoch bei Bodenaushubarbeiten anthropogene Auffüllungen und / 
oder Bodenverunreinigungen festgestellt werden, die geruchlich und / oder sichtbar auffällig sind 
und von denen eine Gefahr für ein Schutzgut ausgehen kann, sind die Aushubarbeiten in diesem 
Bereich einzustellen und die untere Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 
unverzüglich zu verständigen. 
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3.6 Denkmalschutz 
 

Seitens der Stadt Hemsbach gibt es keine Hinweise darauf, dass sich denkmalgeschützte Struktu-
ren oder Objekte im Untergrund des Plangebiets befinden. Sollten dennoch bei Bodenaushubar-
beiten potenziell denkmalgeschützte Objekte oder Strukturen freigelegt werden, sind die Aushub-
arbeiten in diesem Bereich einzustellen und die untere Denkmalschutzbehörde bei der Stadt Hems-
bach unverzüglich zu verständigen. 

 
3.7 Natur- und Artenschutz 

Der Vorhabenbereich ist im aktuellen Zustand (Rohboden) bis zum Baubeginn zu erhalten. So wäre 
zu erwarten, dass im Rahmen der Sukzession (ruderalisierende Brache) sich z.B. Reptilien in der 
Fläche einstellen könnten, was zu vermeiden wäre. Auch der Bereich der randlichen Säume hin zu 
Garten und der Bahnböschung sind im kurzrasigen Zustand bzw. als Rohboden zu erhalten. Somit 
sollte die benötigte Fläche, einschließlich Arbeitsraum, im mehrwöchigen Rhythmus umgebrochen 
(gegrubbert) werden. Dies wird nur erforderlich, wenn Vegetation aufkommt. 

 
Bei der Anbringung von Leuchtkörpern am Neubau oder im Bereich des Grundstückes ist darauf zu 
achten, dass diese nach unten abstrahlen, so dass es zu keinen Lichtemissionen in den westlich 
gelegenen Grünbestand oder umliegende Gärten kommen kann. Auch die benachbarten Gebäude 
sind nicht anzustrahlen, da auch hier mit Vorkommen geschützter Arten (Fledermäuse, Vögel) ge-
rechnet werden muss. Es dürfen somit nur Full-Cut-Off-Leuchten verwendet werden, die kein Licht 
über der Horizontalen abstrahlen. Als Leuchtkörper sind solche zu verwenden, die wenige Insekten 
anlocken. Diese sind LED-Leuchten mit geringem Blaulichtanteil (< 2.700 Kelvin) und somit gelb-
orange oder warm-weiße LED. 

Bei der Herstellung von Glasfassaden (ab 0,5m² Größe) sind diese gegen Vogelanflug kenntlich zu 
machen, um den Scheibenschlag zu reduzieren. Dies kann u.a. durch Aufkleben von vertikalen oder 
horizontalen Streifenmarkierungen erfolgen oder farblich beschichtete/getönten Scheiben. Eine 
Markierung mit senkrechten 1,5 cm breiten milchigen Streifen bei 10 cm Abstand ist hoch wirksam, 
ebenso wie eine Folie mit horizontalen 2 mm breiten schwarzen Streifen in 28 mm Abstand. Auch 
Gitter, Blenden und Jalousien verringern das Anflugrisiko wirksam. Weiterhin nicht-spiegelnde far-
bige/halbtransparente Scheiben (vgl. LAG-VSW-2021). 
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		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht


		Formulare




		Regelname		Status		Beschreibung


		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags


		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf


		Alternativtext




		Regelname		Status		Beschreibung


		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext


		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird


		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein


		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken


		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern


		Tabellen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein


		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein


		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen


		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen


		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben


		Listen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein


		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein


		Überschriften




		Regelname		Status		Beschreibung


		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung
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